
rates und die Erfahrungen, die dazu in den ver­
gangenen Monaten gesammelt wurden, einschließ­
lich der Richtlinie Nr. 12 des Plenums des Obersten 
Gerichts9 und der Ergebnisse der Stützpunktsemi­
nare, so anzuwenden, daß die Arbeit der Justiz­
organe dazu beiträgt, die Ziele des 13. Plenums — 
„Volkswirtschaftsplan als Instrument des Kampfes 
für den Frieden“ — mit aller Wirksamkeit zu unter­
stützen.
Es geht jetzt darum, zu beweisen, wie der Zusam­
menhang zwischen Politik und Ökonomie, zwischen 
Ökonomie und Recht verstanden ist; wie gelernt 
wurde, die Spontanität und Zufälligkeit in der 
Strafverfolgung zu überwinden und auch auf die­
sem Gebiet planmäßig und entsprechend dem 
Beschluß des Staatsrates zu arbeiten. Es geht nicht 
um das Schema einer Linie, nicht um eine „Wen­
dung“, sondern es geht darum: mit wachen Augen, 
klarem Verstand und ruhigen Nerven, klassen­
bewußt, voll Liebe und Vertrauen zur Deutschen 
Demokratischen Republik, mit dem festen Blick auf 
die Erhaltung des Friedens die Verhältnisse richtig 
einzuschätzen und entsprechend der sozialistischen 
Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit zu handeln! 
Unsere Aufmerksamkeit gilt in erster Linie dem 
Schutze der DDR als Bastion des Friedens.
Die letzten Wochen haben bewiesen, mit welcher 
Aktivität die verschiedenen Geheimdienste mit 
alten und neuen Methoden glauben, unseren Staat 
in seiner Festigung erschüttern zu können. Wir 
haben jene Welle des Menschenhandels, der eine 
Verletzung der Menschenrechte darstellt; wir haben 
die Verleumdung der DDR mit der Behauptung von 
Hungersnot und Versorgungsschwierigkeiten; wir 
haben die Versuche der ideologischen Diversion, 
durch die man im besonderen die genossenschaft­
liche Entwicklung jetzt noch glaubt, hemmen zu 
können. Die Sicherheits- und Justizorgane werden 
allen diesen Verbrechern — gestützt auf die Ab­
wehrbereitschaft der Massen — so begegnen, wie es 
der Beschluß des Staatsrats fordert, d. h. „gegen­
über Feinden der Arbeiter-und-Bauern-Macht und 
solchen Personen, die schwere Verbrechen im Auf­
träge oder unter dem Einfluß imperialistischer 
Agenturen begehen, die Gesetze mit aller Härte“ 
an wenden, „die zum Schutz der sozialistischen Ge­
sellschaft notwendig ist“.10 Um Mißverständnisse zu 
vermeiden, sei auch hier wiederholt, daß gerade 
jetzt die Probe zu bestehen ist, ob der Beschluß 
des Staatsrats richtig verstanden ist und die stets 
notwendige Differenzierung nach dem Bewußtsein 
der Täter und der Gesellschaftsgefährlichkeit der 
einzelnen Tat nicht vergessen wird.
Die Losung: „Volkswirtschaftsplan als Kampf plan“ 
lenkt unsere Aufmerksamkeit im besonderen Maße 
auf das Gebiet der Wirtschaft. Wir haben darauf 
schon in den gemeinsam aufgestellten Schwerpunkt- 
Arbeitsplänen und bei den Schlußfolgerungen aus 
der Kriminalitätsanalyse, die mit den Bezirks­
funktionären behandelt wurde, orientiert. Der Be­
richt des Politbüros hebt nunmehr einige Gebiete 
hervor, die bei der Aufgabe der Stabilisierung 
unserer Wirtschaft eine besondere Bedeutung haben; 
in der Aussprache wurde weiter auf gewisse Erschei­
nungen der Nichtbeachtung der Gesetzlichkeit wie

9 NJ 1961 S. 289.
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schen Republik, 1961, Nr. 4, S. 19.

Verletzung des Planes u. a. gerade auf diesen Ge­
bieten hingewiesen. Hieraus erheben sich Forde­
rungen an die Sicherheits- und Justizorgane — nidit 
im Sinne einer wahllosen Häufung von Strafver­
fahren, wohl aber in der doppelten Richtung: keine 
Verletzung der Strafgesetze auch in ihren Ursachen 
unaufgedeckt zu lassen und die Kraft auf solche 
Verfahren zu konzentrieren, an denen sich die 
Ursachen solcher Verbrechen besonders zur Mobili­
sierung der Massen aufdecken lassen.
Im Bericht des Politbüros wird die Aufmerksamkeit 
neben der allgemein gültigen Aufgabe des Störfrei- 
Machens unserer Wirtschaft und der Umstellung in 
unserem Plan vor allem auf die Bedeutung der Ent­
wicklung der Grundstoffindustrie in den nächsten 
Jahren gelenkt, d. h. also: Brennstoff und Energie­
versorgung, Metallurgie, Chemie. Dazu kommen, in 
Referat und Diskussion besonders hervorgehoben, 
die Gebiete des Elektroapparatebaues und des 
Maschinenbaues. Alle Bereiche der Wirtschaft — 
industrielle Produktion und Landwirtschaft — und 
damit die ständige Verbesserung des Lebens der 
Bevölkerung, sind weitgehend von der Entwick­
lung des Bauwesens — der Bauindustrie und dem 
Baugeschehen — abhängig, wie auch alle Fragen 
unserer wirtschaftlichen Entwicklung eng mit den 
Fragen des Handels verbunden sind.
Soweit diese Schwerpunktgebiete noch nicht in den 
Arbeitsplänen der Justizorgane enthalten sind, 
müssen sie in diese — konkretisiert für jeden Kreis 
und Bezirk — aufgenommen werden. Die Entwick­
lung der Rechtsprechung auf diesen Gebieten wird 
auch zu den Fragen gehören, mit denen sich die er­
weiterten Richter-Dienstbesprechungen der Be­
zirksgerichte vorzugsweise befassen sollen. 
Erscheinungen von Gesetzesverletzungen und Ver­
brechen jeder Art auf diesen Gebieten — vom 
Staatsverbrechen bis zur Ordnungs- oder Disziplin­
widrigkeit — interessieren die Sicherheits- und 
Justizorgane und verlangen die Prüfung, in welcher 
Weise, mit welchen ihrer Mittel sie sich einschalten 
müssen.
Auf dem Gebiet der Wirtschaft lenken wir die Auf­
merksamkeit auf folgende Erscheinungen:
Havarien und Betriebsstörungen, Mißwirtschaft und 
Materialvergeudung, mangelhafte Ausführungen 
oder mutwillige Zerstörungen von Gebäuden, Ver­
letzungen der Investbestimmungen.
Das Verlangen, die Pläne nach Sortimenten und 
Terminen zu erfüllen und für die Planschulden ein­
zustehen, verstößt nicht etwa gegen die in der Pro­
grammatischen Erklärung des Staatsrates vom 
4. Oktober 1960 auf gestellte Forderung der Ent­
wicklung wahrhaft menschlicher Beziehungen 
zwischen dem Staatsapparat und den Bürgern. 
Falsch und der Programmatischen Erklärung wider­
sprechend ist auch die Tendenz, schwere Verletzun­
gen der Finanzdisziplin als Kavaliersdelikte zu 
werten.
Unordnung und Desorganisation im Handel, unsach­
gemäße Lagerung, mangelhafte Aufsicht und Kon­
trolle stören die ständige Verbesserung der Ver­
sorgung der Bevölkerung und lassen Spekulationen 
und persönliche Bereicherung einzelner zu.
Zu Recht kritisierten Richter auf der Direktoren­
tagung des Bezirkes Rostock, daß die Bevölkerung 
über derartige offenkundige Mißstände, wie Ver-
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